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Bekanntmachung der 
 

4. Satzung 
 

zur Änderung der Hauptsatzung der Samtgemeinde Schüttorf 
 
 
Aufgrund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 08.02.2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9), hat der Rat der Samtgemeinde Schüt-
torf am 17.06.2024 die nachfolgende 4. Änderung der Hauptsatzung beschlossen: 
 
 

Artikel I 
 
Der § 3 dieser Hauptsatzung „Aufgaben der Samtgemeinde im eigenen Wirkungs-
kreis“ wird in Absatz 1 um den neuen Unterpunkt f) mit dem nachfolgenden Wortlaut 
ergänzt: 
 

f) die Aufgabe der Straßenoberflächenentwässerung durch Regenwasserka-
näle sowie die Aufgabe der Bereitstellung und Unterhaltung der für die 
Oberflächenentwässerung notwendigen Regenrückhaltebecken. Die Si-
cherstellung der Entwässerung der Straßen vor Ort ohne die Inanspruch-
nahme von Regenwasserkanälen bzw. Regenrückhaltebecken verbleibt bei 
den Mitgliedsgemeinden. 

 
 

Artikel II 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 
 
 
Schüttorf, den 17.06.2024 
 
 
 

Samtgemeinde Schüttorf 
 

gez. Windhaus 
 

(Windhaus) 
Samtgemeindebürgermeister 

 
 
2. Die vorstehende 4. Änderung der Hauptsatzung der Samtgemeinde Schüttorf wird 

hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Schüttorf, den 19.06.2024 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
i. A. Kerkhoff 
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Bekanntmachung der 
 

Niederschlagswassersatzung der Samtgemeinde Schüttorf 

 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fas-

sung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 2010 S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 8. Februar 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9) und § 96 des Niedersächsischen 

Wassergesetzes (NWG) i. d. F. vom 19.02.2010 (Nds. GVBl. S. 64), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 28.09.2022 (Nds. GVBl. S. 388), und i. V. m. den §§ 54 ff. des Wasserhaus-

haltsgesetzes (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt durch Artikel 7 des Geset-

zes vom 22.12.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 409) hat der Rat der Samtgemeinde Schüttorf in sei-

ner Sitzung am 17.06.2024 folgende Satzung beschlossen: 

 

 

A. Allgemeine Vorschriften 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

(1) Die Samtgemeinde betreibt nach Maßgabe dieser Satzung zur Beseitigung des in sei-

nem Verbandsgebiet anfallenden Abwassers eine öffentliche Einrichtung zur zentralen 

Niederschlagswasserbeseitigung in der Samtgemeinde Schüttorf. 

 

(2) Die Abwasserbeseitigung erfolgt mittels zentraler Kanalisations- und Abwasserbehand-

lungsanlagen. 

 

(3) Die Samtgemeinde kann die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vor-

nehmen lassen.  

 

(4) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Ergänzung oder Betrieb öffentlicher Abwasseranla-

gen überhaupt oder in bestimmter Weise oder auf den Anschluss an sich besteht nicht. 

 

(5) Werden von der Samtgemeinde Erneuerungen, Erweiterungen und Verbesserungen an 

der öffentlichen Abwasseranlage vorgenommen, so ist der Anschlussnehmer verpflichtet, 

die Entwässerungsanlagen auf seinem Grundstück auf seine Kosten den neuen Verhält-

nissen anzupassen. 
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§ 2 
Begriffsbestimmungen 

 

(1) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Niederschlagswasser.  

 

(2) Samtgemeinde im Sinne dieser Satzung ist die Samtgemeinde Schüttorf. 

 

(3) Niederschlagswasser ist das aufgrund von Niederschlägen aus dem Bereich von bebau-

ten und befestigten Flächen abfließende Wasser. 

 

(4) Die zentrale öffentliche Niederschlagswasseranlage endet jeweils hinter dem Revisions-

schacht auf dem zu entwässernden Grundstück. Ist kein Revisionsschacht vorhanden, so 

endet sie an der Grundstücksgrenze. 

 

(5) Der Grundstücksanschluss bildet die Verbindung zwischen dem Hauptkanal und der 

Grundstücksentwässerungsanlage. Er beginnt am Hauptkanal und endet mit dem Revi-

sionsschacht, der Teil des Grundstücksanschlusses ist. Das Gleiche gilt im Druckentwäs-

serungssystem für das Pumpwerk. 

 

(6) Grundstücksentwässerungsanlagen sind alle Einrichtungen die der Sammlung, Vorbe-

handlung, Prüfung, Rückhaltung, Ableitung und Klärung von Abwasser auf dem Grund-

stück dienen, soweit sie nicht Bestandteil einer der öffentlichen Abwasseranlagen sind. 

 

(7) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts. 

Mehrere nebeneinander liegende Grundstücke des/derselben Eigentümers/in bilden 

dann eine wirtschaftliche Einheit, wenn sie nur gemeinsam wirtschaftlich nutzbar sind. 

 

(8) Soweit sich Vorschriften dieser Satzung auf den/die Grundstückseigentümer/in beziehen, 

gelten die Regelungen entsprechend auch für Erbbauberechtigte, Nießbraucher/innen 

und andere dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich berechtigten ist jeder berechtigt 

und verpflichtet; sie haften als Gesamtschuldner.  

 

(9) Anschlussnehmer/innen sind Grundstückseigentümer/innen, Erbbauberechtigte und sol-

che Personen, die die tatsächliche Gewalt über eine bauliche Anlage oder ein Grund-

stück ausüben. 

 

(10) Benutzer/innen sind Eigentümer/innen, Mieter/innen, Pächter/innen und sonstige Be-

rechtigte, die die Abwasseranlage nutzen. 
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§ 3 

Anschluss- und Benutzungszwang – Niederschlagswasser 

 

(1) Jeder/Jede Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, sein/ihr Grundstück nach Maßgabe 

der Bestimmungen dieser Satzung an eine öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, 

soweit ein gesammeltes Fortleiten des auf dem Grundstück anfallenden Niederschlags-

wasser erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu verhin-

dern. 

 

(2) Davon ist insbesondere auszugehen, wenn 

 

a) das Grundstück derart bebaut oder befestigt worden ist, dass das Niederschlagswas-

ser nicht versickern oder ablaufen kann 

 

b) das Niederschlagswasser nicht nur unerheblich verunreinigt wird, bevor es in den 

Boden gelangt 

 

(3) Die Samtgemeinde kann unter den Voraussetzungen des Abs. 2 bezüglich des Nieder-

schlagswassers den Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage 

anordnen. Der/Die Grundstückseigentümer/in hat den Anschluss innerhalb von 3 Mona-

ten nach der Ausübung des Anschlusszwangs vorzunehmen. 

 

(4) Wenn soweit ein Grundstück bezüglich des Niederschlagswassers an eine öffentliche 

Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der/die Grundstückseigentümer/in verpflichtet, 

sämtliches Niederschlagswasser, das auf bebauten und befestigten Flächen anfällt, der 

öffentlichen Abwasseranlage nach Maßgabe dieser Satzung zuzuführen, soweit es nicht 

als Brauchwasser Verwendung findet. 

 

 

§ 4 

Entwässerungsantrag 

 

Der Entwässerungsantrag für den Anschluss an die öffentlichen Abwassereinrichtungen ist 

bei der Samtgemeinde einzureichen, wenn die Entwässerungsgenehmigung oder Ände-

rungsgenehmigung wegen eines Bauvorhabens erforderlich ist. In sonstigen Fällen, in denen 

auf dem Grundstück Abwasser anfällt, ist der Entwässerungsantrag innerhalb eines Monats 
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nach der Aufforderung zum Anschluss vorzulegen. Bei allen anderen Vorhaben ist der Ent-

wässerungsantrag einen Monat vor deren geplanten Beginn einzureichen. 

 

 

§ 5 

Entwässerungsgenehmigung 

 

(1) Die Samtgemeinde erteilt nach den Bestimmungen dieser Satzung eine Genehmigung 

zum Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung (Entwässe-

rungsgenehmigung). Änderungen der der Entwässerungsgenehmigung zugrunde liegen-

den Abwasserverhältnisse oder des Anschlusses an die Abwasseranlage bedürfen eben-

falls einer Entwässerungsgenehmigung. 

 

(2) Entwässerungsgenehmigungen sind von dem/der Grundstückseigentümer/in schriftlich 

zu beantragen (Entwässerungsantrag). 

 

(3) Die Samtgemeinde entscheidet, ob und in welcher Weise das Grundstück anzuschließen 

ist. Sie kann Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der 

Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige verlangen, sofern das zur 

Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die Kosten hat 

der/die Grundstückseigentümer/in zu tragen. 

 

(4) Die Genehmigung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unberührt. Sie 

gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger des/der Grundstückseigentümers/in. Sie 

ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die für den Bau oder Betrieb der Grund-

stücksentwässerungsanlage nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sein sollten. 

 

(5) Die Samtgemeinde kann die Genehmigung unter Bedingungen und Auflagen erteilen. 

 

(6) Die Samtgemeinde kann dem/der Grundstückseigentümer/in die Selbstüberwachung 

seiner/ihrer Grundstücksentwässerungsanlage sowie die Verpflichtung zur Vorlage der 

Untersuchungsergebnisse auferlegen. Sie kann ferner anordnen, dass der/die Grund-

stückseigentümer/in eine regelmäßige Überwachung durch die Samtgemeinde zu dulden 

und die dadurch bedingten Kosten zu erstatten hat. 
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(7) Vor der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder der Än-

derung der Grundstücksentwässerungsanlage nur begonnen werden, wenn und soweit 

die Samtgemeinde ihr Einverständnis erteilt hat. 

 

(8) Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Erteilung mit der 

Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht begonnen oder 

wenn die Ausführung zwei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf Antrag um 

höchstens zwei Jahre verlängert werden. 

 

(9) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Bauvorhaben des Bundes und der 

Länder. 

 

(10) Mit der Entwässerungsgenehmigung wird keine Gewähr übernommen, dass die in der 

Zeichnung dargestellten Grundstückskontrollschächte der Örtlichkeit entsprechen. Soll-

te der jeweilige Anschluss nicht klar erkennbar sein, hat der/die Antragsteller/in bei der 

Samtgemeinde über die Lage genaue Erkundigungen einzuholen. Wird bei der Abnah-

me oder zu einem späteren Zeitpunkt festgestellt, dass Fehlanschlüsse vorhanden sind, 

hat der/die Grundstückseigentümer/in die Kosten für die Feststellung des Fehlanschlus-

ses sowie die der Umbaumaßnahme zu tragen. 

 

 

B. Besondere Bestimmungen für zentrale Niederschlagswasseranlagen 

 

§ 6 

Benutzungsbedingungen 

 

(1) Das Benutzungsrecht beschränkt sich auf die Menge und Zusammensetzung des Nie-

derschlagswassers, die Grundlage der Entwässerungsgenehmigung war. 

 

(2) In Niederschlagswasserkanäle darf nur Niederschlagswasser eingeleitet werden. 

 

(3) Ist zu erkennen, dass von dem Grundstück Stoffe oder Abwässer die nicht Nieder-

schlagswasser sind unzulässiger Weise in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet 

werden, ist die Samtgemeinde berechtigt, auf Kosten des/der Grundstückseigentümers/in 

die dadurch entstehenden Schäden in der Abwasseranlage zu beseitigen, Untersuchun-

gen und Messungen des Abwassers vorzunehmen und selbständige Messgeräte mit den 

dafür erforderlichen Kontrollschächten einbauen zu lassen. 
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(4) Bei Neuanlagen und wesentlichen Änderungen werden Revisionsschächte mit Absetz-

raum, evtl. in Verbindung mit Kontrollschächten, verlangt. 

 

 

§ 7 

Betrieb der Vorbehandlungsanlagen 

 

(1) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, die Vorbehandlungsanlagen so zu be-

treiben, zu überwachen und zu unterhalten, dass die Schädlichkeit des Abwassers unter 

Beachtung und Anwendung der allgemein anerkannten Regeln der Abwassertechnik so 

gering wie möglich gehalten wird. Die Samtgemeinde kann darüber hinausgehende An-

forderungen an den Bau, den Betrieb und die Unterhaltung der Vorbehandlungsanlagen 

stellen, sofern dies im Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich 

ist.  

 

(2) Die in Vorbehandlungsanlagen anfallenden Leichtstoffe, Feststoffe oder Schlämme sind 

rechtzeitig und regelmäßig zu entnehmen und nach abfallrechtlichen Vorschriften zu ent-

sorgen. 

 

(3) Anlagen mit unzulänglicher Vorbehandlungsleistung sind unverzüglich zu ändern.  

 

(4) Die Samtgemeinde kann verlangen, dass eine Person bestimmt und der Samtgemeinde 

benannt wird, die für die Bedienung der Vorbehandlungsanlagen verantwortlich ist. 

 

 

§ 8 

Grundstücksanschluss 

 

(1) Jedes Grundstück soll einen eigenen, unmittelbaren Anschluss mit einem Revisions-

schacht an die jeweilige öffentliche Abwasseranlage haben. Es soll nicht über ein ande-

res Grundstück entwässert werden. 

 

(2) Wird ausnahmsweise der Anschluss mehrerer Grundstücke an einen gemeinsamen An-

schlusskanal oder eine Ausnahme von Absatz 1 Satz 2 angeordnet oder zugelassen, 

müssen die beteiligten Grundstückseigentümer/innen die Verlegung, Unterhaltung und 

Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils fremden Grundstück 

durch Eintragung einer Baulast oder grundbuchlich sichern lassen. 
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(3) Die Lage und die lichte Weite des Anschlusskanals und die Anordnung des Revisions-

schachtes bestimmt die Samtgemeinde. 

 

(4) Die Samtgemeinde lässt den Anschlusskanal und den ersten Revisionsschacht für Nie-

derschlagswasser (evtl. zudem auch Schmutzwasser) bis max. 1 Meter auf dem zu ent-

wässernden Grundstück herstellen. 

 

(5) Ergeben sich bei der Ausführung des Anschlusskanals unvorhersehbare Schwierigkeiten, 

die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der/die 

Grundstückseigentümer/in den dadurch für die Anpassung seiner Grundstücksentwässe-

rungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der/die Grundstückseigentümer/in kann 

keine Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die durch 

solche Änderungen des Anschlusskanals beim Bau und beim Betrieb der Grundstück-

sentwässerungsanlage entstehen. 

 

(6) Wird auf Antrag des/der Grundstückseigentümers/in für ein Grundstück ein weiterer 

Grundstücksanschluss oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht 

bereits entstanden ist, abgeteilte und verselbständigte Teilfläche ein eigener Grund-

stücksanschluss hergestellt (zusätzliche Grundstücksanschlüsse), so sind der Samtge-

meinde die Aufwendungen für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung oder Beseiti-

gung von dem/der Grundstückseigentümer/in zu erstatten. 

 

(7) Die Samtgemeinde hat den Anschlusskanal und den Revisionsschacht zu unterhalten 

und bei Verstopfung zu reinigen. Der/die Grundstückseigentümer/in hat die Kosten für die 

Reinigung des Anschlusskanals zu erstatten, wenn die Reinigung durch sein Verschul-

den erforderlich geworden ist.  

 

Ist kein Revisionsschacht vorhanden, obliegt dem Grundstückseigentümer die Reini-

gungspflicht auf seine Kosten bis zum Hauptkanal. 

 

(8) Der/die Grundstückseigentümer/in darf den Anschlusskanal nicht verändern oder verän-

dern lassen. 

 

 

§ 9 

Grundstücksentwässerungsanlage 
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(1) Die Entwässerungsanlagen auf dem anzuschließenden Grundstück sind nach den tech-

nischen Baubestimmungen „Grundstücksentwässerungsanlagen“, DIN 1986, herzustel-

len. Ist für das Ableiten der Abwässer in den Kanalanschluss ein natürliches Gefälle nicht 

vorhanden oder besteht Rückstaugefahr, die durch eine Rückstaudoppelvorrichtung nicht 

beseitigt werden kann, so muss eine Abwasserhebeanlage eingebaut werden. 

 

(2) Die Verfüllung von Rohrgräben hat nach DIN 18300 zu erfolgen. Die Herstellung von 

Rohrgräben, das Verlegen des Hausanschlusses bis zur öffentlichen Abwasseranlage 

sowie das Verfüllen der Rohrgräben dürfen nur durch einen Unternehmer erfolgen, der 

gegenüber der Samtgemeinde die erforderliche Sachkunde nachgewiesen hat. 

 

(3) Die Grundstücksentwässerungsanlage darf erst nach ihrer Abnahme durch die Samtge-

meinde in Betrieb genommen werden. Bis zur Abnahme dürfen Rohrgräben nicht verfüllt 

werden. Über das Prüfungsergebnis wird ein Abnahmeschein ausgefertigt, soweit das 

Prüfungsergebnis die Inbetriebnahme der Anlage erlaubt. Werden bei der Abnahme 

Mängel festgestellt, so sind diese innerhalb der gestellten Frist zu beseitigen. Der Ab-

nahmeschein befreit den/die Grundstückseigentümer/in nicht von der Haftung für den 

ordnungsgemäßen Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage. 

 

(4) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähi-

gen Zustand zu erhalten. Werden Mängel festgestellt, so kann die Samtgemeinde for-

dern, dass der/die Grundstückseigentümer/in die Grundstücksentwässerungsanlage auf 

eigene Kosten in den vorschriftsmäßigen Zustand bringt. 

 

(5) Wenn Änderungen an den öffentlichen Abwasseranlagen dies erfordern, ist der/die 

Grundstückseigentümer/in verpflichtet, die Grundstücksentwässerungsanlage im Einver-

nehmen mit der Samtgemeinde an die geänderte Anschlussstation anzupassen.  

 

 

§ 10 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage 

 

(1) Beauftragten der Samtgemeinde ist zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

oder zur Beseitigung von Störungen sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage und 

zu den Abwasseranfallstellen zu gewähren. Sie sind berechtigt, notwendige Maßnahmen 

anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen 

und Proben zu entnehmen. 
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(2) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, 

Revisionsschächte und -kästen, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanla-

gen müssen jederzeit zugänglich sein. 

 

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in ist verpflichtet, alle zur Prüfung der Grundstücksent-

wässerungsanlage geforderten Auskünfte zu erteilen. 

 

 

§ 11 

Sicherung gegen Rückstau 

 

Rückstauebene ist die Straßenoberfläche vor dem anzuschließenden Grundstück. Unter 

dem Rückstau liegende Räume, Schächte und Schmutzwasserabläufe usw. müssen nach 

den technischen Bestimmungen für den Bau von Grundstücksentwässerungsanlagen gemäß 

DIN 1986 gegen Rückstau abgesichert sein. Die Sperrvorrichtungen sind dauernd geschlos-

sen zu halten und dürfen nur bei Bedarf geöffnet werden. 

 

 

C. Schlussbestimmungen 

 

§ 12 

Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

 

Einrichtungen öffentlicher Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der Samtgemeinde 

oder mit besonderer Genehmigung betreten werden. Eingriffe an öffentliche Abwasseranla-

gen sind unzulässig (z. B. Entfernen von Schachtabdeckungen). 

 

 

§ 13 

Anzeige- und Mitteilungspflichten 

 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwangs (§ 6 Abs.1), so 

hat der/die Grundstückseigentümer/in dies der Samtgemeinde unverzüglich mitzuteilen. 

 

(2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der öffentlichen Abwasseranlagen, 

so ist die Samtgemeinde unverzüglich zu unterrichten.  
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(3) Der/die Grundstückseigentümer/in hat Betriebsstörungen oder Mängel am Anschlusska-

nal der Samtgemeinde unverzüglich mitzuteilen. 

 

(4) Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, so haben sowohl der/die bisherige als 

auch der/die neue Eigentümer/in die Rechtsänderung der Samtgemeinde unverzüglich 

mitzuteilen. 

 

 

§ 14 

Altanlagen 

 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine zentrale öffentliche Abwasseranlage der Besei-

tigung des auf dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten, sind, sofern sie nicht als 

Bestandteil der angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage genehmigt sind, 

binnen dreier Monate so herzurichten, dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Ab-

wasser nicht mehr benutzt werden können. 

 

(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, so schließt die Samtgemeinde den An-

schluss auf Kosten der/des Grundstückseigentümers/in. 

 

 

§ 15 

Befreiung 

 

(1) Die Samtgemeinde kann von Bestimmungen dieser Satzung, die keine Ausnahme vor-

sehen, Befreiung erteilen, wenn die Durchführung der Bestimmungen im Einzelfall zu ei-

ner offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentli-

chen Belangen vereinbar ist. 

 

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet oder unter dem Vor-

behalt des jederzeitigen Widerrufes zugelassen werden. 

 

 

§ 16 

Haftung 
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(1) Für Schäden, die durch bedingungswidrige Benutzung oder bedingungswidriges Handeln 

entstehen, haftet der Benutzer. 

 

Der Benutzer hat der Samtgemeinde alle Aufwendungen für die Ermittlung verbotener 

Einleitungen zu erstatten, wenn solche festgestellt werden. Ferner hat der Verursacher 

die Samtgemeinde von allen Ersatzansprüchen freizustellen, die andere deswegen bei 

ihr geltend machen. 

 

(2) Wer entgegen § 12 unbefugt Einrichtungen von Abwasseranlagen betritt oder Eingriffe an 

ihnen vornimmt, haftet für entstehende Schäden. 

  

(3) Der/die Grundstückseigentümer/in haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die 

der Samtgemeinde durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsan-

lage, ihr vorschriftswidriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. 

 

(4) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner. 

 

(5) Gegen Überschwemmungsschäden als Folge von 

 

a) Rückstau in den öffentlichen Abwasseranlagen, z. B. bei Hochwasser, Wolkenbrü-

chen, Frostschäden oder Schneeschmelze; 

 

b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes; 

 

c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfungen; 

 

d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlage, z.B. bei Reinigungsarbeiten 

im Straßenkanal oder Ausführung von Anschlussarbeiten, 

 

hat der/die Grundstückseigentümer/in sein Grundstück und seine Gebäude selbst zu 

schützen.  

 

Einen Anspruch auf Schadenersatz hat er/sie nur, soweit die eingetretenen Schäden 

schuldhaft von der Samtgemeinde verursacht worden sind.  

 

(6) Der/die Grundstückseigentümer/in hat die Samtgemeinde von allen Ersatzansprüchen 

freizustellen, die andere wegen Schäden nach Abs. 5 bei ihr geltend machen. 
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§ 17 

Technische Anschlussbedingungen 

 

(1) Die Samtgemeinde ist berechtigt, weitere technische Anforderungen an den Grund-

stücksanschluss und andere Anlagenteile sowie an den Betrieb der Grundstücksentwäs-

serungsanlage festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien 

Entsorgung, insbesondere im Hinblick auf die Erfordernisse der Abwasserbeseitigungs-

einrichtung, notwendig ist. Diese Anforderungen dürfen den anerkannten Regeln der 

Technik nicht widersprechen. 

 

(2) Der Anschluss bestimmter Abwasseraufnahmeeinrichtungen innerhalb der Grundstück-

sentwässerungsanlage durch den/die Anschlussnehmer/in kann von der vorherigen Zu-

stimmung der Samtgemeinde abhängig gemacht werden. Die Zustimmung darf nur ver-

weigert werden, wenn der Anschluss eine sichere und störungsfreie Entsorgung gefähr-

den würde. 

 

 

§ 18 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 10 Abs. 5 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes in 

der jeweils geltenden Fassung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

a) entgegen § 3 Abs. 1 sein Grundstück nicht rechtzeitig an die zentrale öffentliche Nie-

derschlagswasseranlage anschließen lässt, obwohl eine Versickerung auf dem 

Grundstück nicht möglich ist. 

 

b) entgegen § 3 Abs. 2 a. das bei ihm anfallende Niederschlagswasser nicht vollständig 

in die öffentliche Niederschlagswasseranlage ableitet; 

 

c) entgegen § 4 die Genehmigung des Anschlusses seines Grundstücks an die öffentli-

che Abwassereinrichtung oder deren Änderung nicht oder nicht rechtzeitig beantragt, 

 

d) die Grundstücksentwässerungsanlage entgegen der nach § 5 Abs. 1 erteilten Ge-

nehmigung erstellt, 

 



 

Seite 13 von 14 

e) entgegen § 9 Abs. 3 die Grundstücksentwässerungsanlage oder Teile hiervon vor der 

Abnahme in Betrieb nimmt, 

 

f) entgegen § 12 die öffentlichen Abwasseranlagen betritt oder sonstige Maßnahmen an 

ihnen vornimmt, 

 

g) entgegen § 13 Abs. 2 der Samtgemeinde nicht unverzüglich mitteilt, dass gefährliche 

oder schädliche Stoffe in eine öffentliche Abwasseranlage gelangt sind, 

 

h) entgegen § 13 Abs. 4 der Samtgemeinde nicht unverzüglich mitteilt, dass ein Eigen-

tümerwechsel stattgefunden hat. 

 

(2) Jede Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu EUR 5.000,00 geahndet wer-

den. 

 

 

§ 19 

Aushändigung der Satzung 

 

Diese Satzung steht auf der Internetseite der Samtgemeinde zum Download bereit. Auf Ver-

langen kann sie dem/der Anschlussnehmer/in in Papierform ausgehändigt werden. 

 

 

§ 20 

Übergangsregelung 

 

Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den 

Bestimmungen dieser Satzung weitergeführt. 

 

 

§ 21 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.07.2024 in Kraft. 

 

Schüttorf, den 17.06.2024 
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Samtgemeinde Schüttorf 
 

gez. Windhaus 
 

(Windhaus) 
Samtgemeindebürgermeister 

 

 

2. Die vorstehende Niederschlagswassersatzung der Samtgemeinde Schüttorf wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 

 
Schüttorf, den 19.06.2024 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
i. A.  
 
 
Kerkhoff 
 



 

Seite 1 von 14 

Bekanntmachung der 
 

Abgabensatzung für die Niederschlagswasserbeseitigung 

der Samtgemeinde Schüttorf 

 

Aufgrund der §§ 10 und 58 des Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) in der Fas-

sung vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. 2010 S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 

Gesetzes vom 8. Februar 2024 (Nds. GVBl. 2024 Nr. 9) und der §§ 5, 6 und 8 des Nieder-

sächsischen Kommunalabgabengesetzes (NKAG) in der Fassung vom 23.01.2007 (Nds. 

GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 13. Oktober 2021 (Nds. 

GVBl. S. 700) hat der Rat der Samtgemeinde Schüttorf in seiner Sitzung am 17.06.2024 fol-

gende Satzung beschlossen: 

 

 

A. Allgemeine Vorschriften  

 

§ 1  

Allgemeines  

 

(1) Die Samtgemeinde betreibt nach Maßgabe ihrer Niederschlagswassersatzung eine öf-

fentliche Einrichtung zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung. 

 

(2) Die Samtgemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung  

 

a) Beiträge zur Deckung des Aufwandes für die Herstellung der zentralen öffentlichen 

Niederschlagswasserbeseitigungsanlage,  

 

b) Kostenerstattungen für Grundstücksanschlüsse,  

 

c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der öffentlichen Abwasserbeseiti-

gungsanlagen,  

 

d) Verwaltungsgebühren für die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Abwasserent-

sorgung  

 

 

§ 2  
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Begriffsbestimmungen  

 

(1) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist Niederschlagswasser.  

 

(2) Samtgemeinde im Sinne dieser Satzung ist die Samtgemeinde Schüttorf.  

 

 

B. Abwasserbeiträge  

 

§ 3 

Grundsatz  

 

(1) Die Samtgemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht auf andere Weise gedeckt wird, für 

die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen 

öffentlichen Abwasseranlagen Abwasserbeiträge zur Abgeltung der durch die Möglichkeit 

der Inanspruchnahme gebotenen wirtschaftlichen Vorteile.  

 

(2) Der Abwasserbeitrag deckt auch die Kosten für die erste Anschlussleitung bis zur Grenze 

des zu entwässernden Grundstücks.  

 

 

§ 4  

Gegenstand der Beitragspflicht 

 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die zentrale öffentliche Abwasseran-

lage angeschlossen werden können und für die 

 

1. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder ge-

werblich genutzt werden dürfen, 

 

2. eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Ver-

kehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung im 

Verband zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen. 

 

(2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasseranlage tatsächlich angeschlos-

sen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 

1 nicht erfüllt sind. 
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(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im Sinne des 

Grundbuchrechts. Mehrere nebeneinander liegende Grundstücke des/derselben Eigen-

tümers/in bilden dann eine wirtschaftliche Einheit, wenn sie nur gemeinsam wirtschaftlich 

nutzbar sind.  

 

 

§ 5  

Beitragsmaßstab  

 

(1) Der Niederschlagswasserbeitrag wird nach einem nutzungsbezogenen Maßstab berech-

net. Zur Ermittlung des Beitrages wird die beitragspflichtige Grundstücksfläche mit der 

Grundflächenzahl vervielfältigt. 

 

(2) Als beitragspflichtige Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken, 

 

1. die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen, die gesamte Flä-

che des Grundstücks, wenn der Bebauungsplan eine bauliche oder gewerbliche Nut-

zung festsetzt, 

 

2. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der eine bauliche oder ge-

werbliche Nutzung festsetzt, und mit der Restfläche innerhalb eines im Zusammen-

hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 

3. die teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, der eine bauliche oder ge-

werbliche Nutzung festsetzt, und mit der Restfläche im Außenbereich (§ 35 BauGB) 

liegen, die Fläche im Bereich des Bebauungsplanes, 

 

4. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen sowie bei Grundstü-

cken, die über die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Fläche im Sat-

zungsbereich, 

 

5. die insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) 

liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks, 

 

6. die teilweise innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) und 

teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Fläche zwischen der jeweiligen 
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Grundstücksgrenze und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Parallelen, 

höchstens jedoch die Gesamtfläche des Grundstücks; 

 

7. bei Grundstücken i. S. von Nr. 6, die nicht an eine Straße angrenzen oder nur durch 

einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr verbunden sind, die Fläche zwischen 

der der Straße zugewandten Grundstücksgrenze und einer Parallelen, die im Abstand 

von 50 m zu ihr verläuft; 

 

8. die über die sich nach Nr. 3, Nr. 4, Nr. 6 und Nr. 7 ergebenden Grenzen hinaus be-

baut oder gewerblich genutzt sind, die Fläche zwischen der jeweiligen Grundstücks-

grenze bzw. im Falle von Nr. 7 der der Straße zugewandten Grundstücksgrenze und 

einer Parallelen hierzu, die in demjenigen Abstand verläuft, der der übergreifenden 

Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht; 

 

9. für die durch Bebauungsplan oder Satzung gem. § 34 Abs. 4 BauGB eine sonstige 

Nutzung ohne oder mit nur untergeordneter Bebauung festgesetzt ist (z. B. Dauer-

kleingärten, Freibäder, Camping- und Festplätze, nicht aber Flächen für die Landwirt-

schaft, Sportplätze und Friedhöfe) oder die innerhalb eines im Zusammenhang be-

bauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, 75 % der gem. Nr. 1 

bis 8 ermittelten Grundstücksfläche; 

 

10. für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB die Nutzung als 

Sportplatz oder als Friedhof festgesetzt ist oder die innerhalb eines im Zusammen-

hang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB) tatsächlich so genutzt werden, sowie bei 

Grundstücken für die durch Bebauungsplan oder Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB 

die Nutzung als Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt ist, die Grundfläche der an 

die öffentliche Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 

0,2. Die so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass 

ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten 

verlaufen, wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zu-

ordnung eine gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

 

11. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und bebaut sind, die Grundfläche der an 

die Abwasseranlage angeschlossenen Baulichkeiten geteilt durch die GRZ 0,2. Die 

so ermittelte Fläche wird diesen Baulichkeiten dergestalt zugeordnet, dass ihre Gren-

zen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der Baulichkeiten verlaufen, 
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wobei bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese Zuordnung eine 

gleichmäßige Flächenergänzung auf dem Grundstück erfolgt; 

 

12. die im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen und für die durch eine rechtsverbindliche 

Fachplanung (Planfeststellung, Betriebsplan oder ähnlichen Verwaltungsakt) eine der 

baulichen Nutzung vergleichbare Nutzung zugelassen ist (z. B. Abfalldeponie, Unter-

grundspeicher pp.), diejenige Fläche des Grundstücks, auf die sich die rechtsverbind-

liche Fachplanung bezieht, wobei solche Flächen unberücksichtigt bleiben, die keinen 

Vorteil von der zentralen öffentlichen Abwasserwasserentsorgung haben. 

 

(3) Als Grundflächenzahl gilt,  

 

1. soweit ein Bebauungsplan besteht, die darin festgesetzte höchstzulässige Grundflä-

chenzahl,  

 

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder eine Grundflächenzahl in diesem nicht be-

stimmt ist, die folgenden Werte: 

 

- Kleinsiedlungs-, Wochenendhaus- und Campingplatzgebiete                               

0,2 

- Wohn-, Dorf-, Misch und Ferienhausgebiete                                                        

0,4 

- Gewerbe-, Industrie- und Sondergebiete (i. S. von § 11 BauNVO)                       

0,8 

- Kerngebiete                                                                                                               

1,0 

 

3. für Sport- und Festplätze sowie für selbständige Garagen- und Einstellplatzgrundstü-

cke                                                                                                                              

1,0  

 

4. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), Grundstücke, für die durch Bebau-

ungsplan landwirtschaftliche Nutzung festgesetzt ist, und bei Friedhofsgrundstücken 

und Freibädern                                                                                                            

0,2 
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5. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB), die aufgrund einer rechtsverbindli-

chen Fachplanung abwasserrelevant nutzbar sind – bezogen auf die Fläche nach 

Abs. 2 i.V.m. 3                                                                                                                   

1,0 

 

6. Die Gebietseinordnung nach Nr. 2 richtet sich für Grundstücke,  

 

a) die im Geltungsbereich eines Bebauungsplans liegen, nach der Festsetzung im 

Bebauungsplan,  

 

b) die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB), 

nach der in der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Bebauung.  

 

(4) Bei Grundstücken, die im Geltungsbereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB oder § 

35 Abs. 6 BauGB liegen, sind zur Feststellung der Grundflächenzahl die Vorschriften ent-

sprechend anzuwenden, wie sie bestehen für 

 

1. Bebauungsplangebiete, wenn in der Satzung Bestimmungen über das zulässige Nut-

zungsmaß getroffen sind; 

 

2. die im Zusammenhang bebauten Ortsteile, wenn die Satzung keine Bestimmungen 

über das zulässige Nutzungsmaß enthält, wobei dann einheitlich die Grundflächen-

zahl von 0,4 gilt. 

 

 

§ 6  

Beitragssätze  

 

(1) Der Beitragssatz für die erstmalige Herstellung und Anschaffung der öffentlichen Nieder-

schlagswasserbeseitigungsanlage beträgt EUR 2,00/m2. 

 

(2) Die Beitragssätze für die Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der zentralen Ab-

wasseranlage werden im Einzelfall unter Angabe des Abgabentatbestandes in einer be-

sonderen Satzung festgelegt. 
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§ 7 

Beitragspflichtige  

 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentü-

mer/in des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist 

anstelle des/der Eigentümers/in der/die Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Beitrags-

pflichtig sind außerdem Nießbraucher/innen und sonstige zur Nutzung des Grundstücks 

Berechtigte.  

 

Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentü-

mer/innen nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 

 

(2) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 

 

§ 8  

Entstehung der Beitragspflicht  

 

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung der jeweiligen zentralen 

öffentlichen Abwasseranlage für das zu entwässernde Grundstück. 

 

(2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem tatsächlichen Anschluss, frü-

hestens jedoch mit dessen Genehmigung. 

 

 

§ 9  

Vorausleistung  

 

(1) Auf die künftige Beitragsschuld können angemessene Vorausleistungen verlangt werden, 

sobald mit der Durchführung der Maßnahme begonnen worden ist. Die Vorausleistung ist 

mit der endgültigen Beitragsschuld zu verrechnen, auch wenn der/die Vorausleistende 

nicht beitragspflichtig ist. 

 

(2) Ist die Beitragspflicht sechs Jahre nach Bekanntgabe der Vorausleistungsbescheides 

noch nicht entstanden, so kann der/die Vorausleistende die Vorausleistung zurückverlan-

gen, wenn die Einrichtung bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht benutzbar ist. Die Rück-



 

Seite 8 von 14 

zahlungsschuld ist ab Erhebung der Vorausleistung für jeden vollen Monat mit 0,5 vom 

Hundert zu verzinsen. 

 

 

§ 10  

Veranlagung, Fälligkeit  

 

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach dessen Be-

kanntgabe fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorausleistung. 

 

 

§ 11  

Ablösung  

 

In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann die Ablösung durch 

Vertrag vereinbart werden. 

 

Die Höhe des Ablösungsbetrages ist nach Maßgabe des in § 5 bestimmten Beitragsmaßsta-

bes und des jeweiligen in § 6 festgelegten Beitragssatzes zu ermitteln. Durch die vollständi-

ge Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht endgültig abgegolten. 

 

 

C. Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse  

 

§ 12  

Gegenstand des Erstattungsanspruches  

 

(1) Die Samtgemeinde stellt den jeweils ersten Grundstücksanschluss auch auf dem anzu-

schließenden Grundstück her, von der Grundstücksgrenze bis einschließlich des Revisi-

onsschachtes. Bei Grundstücken, die im Druckentwässerungsverfahren entsorgt werden, 

stellt die Gemeinde die Druckrohrleitung auf dem zu entwässernden Grundstück bis zum 

Pumpwerk sowie das Pumpwerk selbst her. Der notwendige Stromanschluss ist nicht Teil 

des Grundstücksanschlusses. Seine Herstellung und Wartung sowie sein Betrieb oblie-

gen dem/der Grundstückseigentümer/in. 

 

(2) Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung sowie die Un-

terhaltung des jeweils ersten Grundstücksanschlusses gem. Abs. 1 hat der/die Grund-
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stückseigentümer/in der Samtgemeinde nach einem Einheitssatz zu erstatten. Der Ein-

heitssatz für den Revisionsschacht beträgt EUR 2.655,00. 

 

(3) Die Kosten für die Herstellung, Erneuerung, Veränderung und Beseitigung zusätzlicher 

Grundstücksanschlüsse gem. § 8 Abs. 6 der Niederschlagswassersatzung hat der/die 

Grundstückseigentümer/in der Samtgemeinde in der tatsächlich entstandenen Höhe zu 

erstatten. 

 

 

§ 13  

Entstehung des Erstattungsanspruchs,  

Kostenschuldner, Fälligkeit und Vorauszahlung  

 

Der Erstattungsanspruch entsteht mit der Beendigung der jeweiligen erstattungspflichtigen 

Maßnahme. Die §§ 7, 9 und 10 gelten entsprechend. 

 

 

D. Benutzungsgebühren  

 

§ 14 

Grundsatz 

 

Für die Inanspruchnahme seiner öffentlichen Abwasseranlagen erhebt die Samtgemeinde 

Benutzungsgebühren. 

 

 

§ 15 

Maßstab der Niederschlagswassergebühr  

 

(1) Das Benutzungsentgelt für die zentrale Niederschlagswasseranlage wird nach der Größe 

der an die zentrale Niederschlagwasseranlage angeschlossenen bebauten und befestig-

ten Grundstücksfläche in m² (abgerundet auf volle m²) berechnet.  

 

(2) Der/die Gebührenpflichtige hat der Samtgemeinde auf dessen Aufforderung binnen eines 

Monats die Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Kommt er/sie seiner/ihrer Mitteilungs-

pflicht nicht fristgerecht nach, so kann die Samtgemeinde die Berechnungsdaten schät-

zen. 
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§ 16 

Gebührensätze 

 

(1) Die Niederschlagswassergebühr beträgt im Jahr EUR 0,29/m². 

 

(2) Verwaltungskosten: Pauschalbeträge für 

 

 Entwässerungsgenehmigung EUR 10,00 

 Abnahme der Abwasseranlagen EUR 20,00 

 Abnahme der Abwasseranlagen nach bestimmungswidriger Verfüllung von Rohrgrä-

ben EUR 150,00 

 Abrechnung von Abwasserabzugsmengen EUR 20,00 

 

Sonstige Kosten werden per Nachweis berechnet. 

 

 

§ 17  

Gebührenpflichtige  

 

(1) Gebührenpflichtig ist der/die Grundstückseigentümer/in im Zeitraum der Inanspruchnah-

me der jeweiligen öffentlichen Abwasseranlage. Besteht an dem Grundstück ein Erbbau-

recht, so tritt an dessen/deren Stelle der/die Erbbauberechtigte. Gebührenpflichtig sind 

außerdem Nießbraucher/innen und sonstige zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte. 

Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuldner.  

 

(2) Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentü-

mer/innen nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil gebührenpflichtig. 

 

(3) Beim Wechsel des/der Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Kalendermonats auf den/die neue/n Pflichtige/n über. Wenn 

der/die bisher Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel versäumt, haftet er/sie 

für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Samtge-

meinde entfallen neben dem/der neuen Pflichtigen. 

 

 

§ 18  

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht  



 

Seite 11 von 14 

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die jeweilige zentrale öffentliche 

Abwasseranlage angeschlossen ist. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt 

wird.  

 

 

§ 19  

Erhebungszeitraum und Entstehung der Gebührenschuld  

 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

 

(2) Entsteht die Gebührenpflicht während des laufenden Kalenderjahres, so ist der Rest des 

Jahres der Erhebungszeitraum. 

 

(3) Die Gebührenschuld entsteht jeweils mit dem Ende des Erhebungszeitraums. Endet die 

Gebührenpflicht vor Ablauf des Erhebungszeitraums, so entsteht die Gebührenschuld mit 

dem Ende der Gebührenpflicht. 

 

(4) In den Fällen des § 16 Abs. 2 (Wechsel des Gebührenpflichtigen) entsteht die Gebühren-

schuld für den bisherigen Gebührenpflichtigen mit Beginn des auf den Übergang der Ge-

bührenpflicht folgenden Kalendermonats und für den neuen Gebührenpflichtigen mit dem 

Ende des Kalenderjahres. 

 

 

§ 20 

Veranlagung und Fälligkeit  

 

(1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind dreimonatlich 

Abschlagszahlungen zu leisten. Die Höhe der Abschlagszahlungen setzt die Samtge-

meinde nach der Größe der bebauten und befestigten Grundstücksfläche durch Be-

scheid fest. 

 

(2) Abschlusszahlungen aufgrund der durch Bescheid vorzunehmenden Endabrechnung 

werden entweder selbstständig oder zusammen mit der ersten Abschlagszahlung des 

folgenden Jahres bzw. Erhebungszeitraumes fällig. 
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E. Schlussvorschriften  

 

§ 21  

Auskunfts- und Duldungspflicht  

 

(1) Die Abgabenpflichtigen und ihre Vertreter haben der Samtgemeinde und den von ihr Be-

auftragten jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben 

erforderlich ist. 

 

(2) Die Samtgemeinde kann an Ort und Stelle ermitteln. Die nach Abs. 1 zur Auskunft ver-

pflichteten Personen haben dies zu ermöglichen und in dem erforderlichen Umfange zu 

helfen. 

 

(3) Soweit sich die Samtgemeinde bei der Abwasserbeseitigung eines Dritten bedient, gelten 

die Abs. 1 und 2 auch für den Dritten.  

 

 

§ 22  

Anzeigepflicht  

 

(1) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Samtgemeinde sowohl von 

dem/der Verkäufer/in als auch von dem/der Erwerber/in innerhalb eines Monats schrift-

lich anzuzeigen. 

 

(2) Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben beein-

flussen, so hat der/die Abgabenpflichtige dies der Samtgemeinde unverzüglich schriftlich 

anzuzeigen. Dieselbe Verpflichtung besteht für ihn/sie, wenn solche Anlagen neu ge-

schaffen, geändert oder beseitigt werden. 

 

 

§ 23 

Mahnung und Mahngebühren 

 

Beiträge und Gebühren, die nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages gezahlt wurden, wer-

den angemahnt. Für die Kosten der Mahnung wird eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 

EUR 3,00 erhoben. Daneben bleibt es der Samtgemeinde überlassen, Säumniszuschläge 

und Zinsen nach den gesetzlichen Vorschriften zu erheben. 
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§ 24  

Datenverarbeitung  

 

(1) Zur Feststellung der sich aus dieser Satzung ergebenden Abgabepflichten sowie zur 

Festsetzung und Erhebung dieser Abgaben ist die Verarbeitung (§ 3 NDSG) der hierfür 

erforderlichen personen- und grundstücksbezogenen Daten durch die Samtgemeinde zu-

lässig. 

 

(2) Die Samtgemeinde darf die für Zwecke der Grundsteuer, des Liegenschaftsbuches, des 

Melderechts und der Wasserversorgung bekanntgewordenen personen- und grund-

stücksbezogenen Daten für die in Abs. 1 genannten Zwecke nutzen und sich die Daten 

von den entsprechenden Behörden (z. B. Finanz-, Kataster-, Einwohnermelde- und 

Grundbuchamt) übermitteln lassen, was auch im Wege automatischer Abrufverfahren er-

folgen kann. 

 

 

§ 25  

Ordnungswidrigkeiten  

 

(1) Ordnungswidrig i. S. von § 18 Abs. 2 Nr. 2 NKAG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

 

1. entgegen § 21 Abs. 1 die für die Festsetzung und Erhebung der Abgaben erforderli-

chen Auskünfte nicht erteilt; 

 

2. entgegen § 21 Abs. 2 verhindert, dass die Samtgemeinde an Ort und Stelle ermitteln 

kann und die dazu erforderliche Hilfe verweigert; 

 

3. entgegen § 22 Abs. 1 den Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück nicht in-

nerhalb eines Monats schriftlich anzeigt; 

 

4. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 1 nicht unverzüglich schriftlich anzeigt, dass Anlagen auf 

dem Grundstück vorhanden sind, die die Berechnung der Abgabe beeinflussen;  

 

5. entgegen § 22 Abs. 2 Satz 2 die Neuanschaffung, Änderung oder Beseitigung solcher 

Anlagen nicht schriftlich anzeigt. 
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(2) Jede Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu EUR 10.000,00 geahndet wer-

den. 

 

 

§ 26 

Inkrafttreten  

 

Diese Satzung tritt am 01.07.2024 in Kraft.  

 

 

Schüttorf, den 17.06.2024 
 
 
 

Samtgemeinde Schüttorf 
 

gez. Windhaus 
 

(Windhaus) 
Samtgemeindebürgermeister 

 

 

2. Die vorstehende Abgabensatzung für die Niederschlagswasserbeseitigung der Samtge-
meinde Schüttorf wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 
Schüttorf, den 19.06.2024 
 
Der Samtgemeindebürgermeister 
i. A.  
 
 
Kerkhoff 
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